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3.2.7 Financial Action Task Force on Money Laundering (FATF)

Die FATF” stellt ein zwischenstaatliches Gremium dar, deren Zweck in der Festlegung und Förderung

von Grundregeln zur Bekämpfung der Geldwäsche besteht. Gegründet wurde die FATF 1989 als „ad-

hoc-Aktionsgruppe"" im Rahmendes fünfzehnten Weltwirtschaftsgipfels der G-7 Staaten in Paris, mit

dem Auftrag, den ansteigenden Drogenhandel zu bekämpfen. Im April 1990 kam die FATF diesem

Auftrag mit der Erstellung eines Berichts betreffend konkreter Massnahmen für zukünftige Politiken

im Bereich Geldwäschebekämpfung nach, in dem diese Massnahmen in 40 Empfehlungen” festgelegt

wurden.”

Bei diesen 40 Empfehlungen der FATF handelt es sich um sog. „soft-law‘“, somit besteht völkerrecht-

lich für die Mitgliedsstaaten sowie Drittstaaten grundsätzlich keine Verbindlichkeit.”* Nichts desto

trotz kann aufgrund des enormen politischen Drucks de facto von einer rechtlichen Verbindlichkeit

aller Staaten gesprochen werden." Mit einer derart politische Druckphase setzte sich Liechtenstein im

Juni 2000 — trotz fristgerechter Umsetzung der 1. EU-Geldwáscherichtlinie — erstmals unfreiwillig

auseinander, nachdem Liechtenstein von der FATFaufdie Liste der nicht kooperativen Staaten bei der

Bekämpfung der Geldwäsche (NCCT) gesetzt wurde.’ Wie Walch"in ihrer Analyse über die Be-

obachtung des liechtensteinischen Finanzplatzes durch die FATF unter Berücksichtigung ihrer be-

schriebenen Umstánde, wie es zum Listing kam, meines Erachtens korrekt anführt, ist diese ,als ver-

zerrend, unobjektiv und unfair zu bezeichnen*."*
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